
Betreuung und Vorsorge
„... das geht jeden etwas an!“
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

jeder von uns kann in eine Situation kommen, in 
der er die Hilfe eines anderen braucht. Ein Unfall, 
eine schwere Krankheit, das Nachlassen der geis-
tigen Kräfte im Alter können solche Gründe sein. 
Dann ist es gut, wenn man Vorkehrungen getrof-
fen hat.

Haben Sie sich schon einmal die Frage gestellt: 
Wer trifft Entscheidungen für mich, wenn ich 
vorübergehend oder dauerhaft dazu nicht in der 
Lage bin? Bestimmen Sie selbst die Person Ihres 
Vertrauens. Benennen Sie beispielsweise ein Familienmitglied oder einen guten 
Bekannten. Denn liegt keine Vorsorgevollmacht von Ihnen vor, bestellt das Ge-
richt eine Betreuerin oder einen Betreuer.

Auch im Fall einer schweren Erkrankung ohne Aussicht auf Heilung kann die 
persönliche Vorsorge wichtig sein. Sollen lebenserhaltende Maßnahmen fort-
gesetzt oder beendet werden? Mit einer Patientenverfügung können Sie selbst 
genau bestimmen, welche medizinischen Maßnahmen Sie wollen und welche 
nicht. Wer seinen Willen nicht niedergeschrieben hat, muss damit rechnen, 
dass ein Fremder die Entscheidungen trifft.

Diese Broschüre klärt über die verschiedenen Möglichkeiten der Vorsorge auf 
und kann beim Erstellen verschiedener Willenserklärungen behilflich sein.

Jeder von uns kann in eine Lage kommen, dauerhaft auf die Hilfe anderer an-
gewiesen zu sein. Mit einer gut überlegten Vorsorge haben Sie alles getan, um 
Ihre Selbstbestimmung weitestgehend zu bewahren. Dies ist nicht nur für Sie, 
sondern auch für Ihre Angehörigen, Freunde und Ärzte eine wichtige Hilfe.
 

Prof. Dr. Angela Kolb
Ministerin für Justiz und Gleichstellung
des Landes Sachsen-Anhalt

VORWORT
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Unser Recht geht davon aus, dass 
jeder Erwachsene einen Anspruch 
darauf hat, sein Leben eigenverant-
wortlich zu bestimmen. Dies gilt be-
sonders für die Erhaltung der Selb-
ständigkeit im Alter.

Aber auch die Menschen, die infolge 
einer geistigen oder körperlichen Be-
hinderung auf die Hilfe anderer an-
gewiesen sind, sollen ihre täglichen 
Bedürfnisse, Wünsche und Vorstel-
lungen selbst bestimmen können.

Mit dem seit dem 01.01.1992 gel-
tenden Betreuungsrecht hat der 
Gesetzgeber dem Anspruch betreu-
ungsbedürftiger Menschen auf Selbst-
bestimmung Rechnung getragen.

Mit diesem Gesetz wurde die Entmün-
digung Erwachsener abgeschafft und 
durch die sog. „Betreuung“ ersetzt.

Betreuung bedeutet, dass das Betreu-
ungsgericht für eine hilfsbedürftige 
volljährige Person eine Betreuerin 
oder einen Betreuer als gesetzlichen 
Vertreter bestellt.

Ziel des Betreuungsgesetzes ist es, 
die Würde sowie die Verwirklichung 
des Selbstbestimmungsrechtes der 
betreuten Menschen zu bewahren.

Wer seine persönlichen Vorstellun-
gen, Wünsche und Bedürfnisse für 
den Fall seiner späteren Hilfsbedürf-
tigkeit möglichst umfassend und 
rechtzeitig absichern möchte, ist gut 
beraten, wenn er diese bereits in „ge-
sunden Tagen“ festlegt. Dies kann ge-
schehen durch:

•	 Vorsorgevollmacht
•	 Betreuungsverfügung
•	 Patientenverfügung

I .  S ie  best immen selbst!

I.  SIE  BESTIMMEN SELBST!
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Wenn Sie noch in der Lage sind, Ih-
ren Willen zu äußern und Ihre per-
sönlichen Angelegenheiten selbst zu 
regeln, sollten Sie sich überlegen, ob 
Sie von einer Vorsorgevollmacht Ge-
brauch machen.

1.	 Was ist eine Vorsorgevollmacht 
und was nützt sie?

Mit einer Vorsorgevollmacht erteilen 
Sie einer anderen Person die Berechti-
gung oder Befugnis an Ihrer Stelle zu 
handeln. Und zwar für den Fall, dass 
Sie dazu selbst nicht mehr in der Lage 
sind.

Sie werden sich fragen, warum Sie ei-
ner möglicherweise fremden Person 
eine Vollmacht erteilen sollen, um für 
Sie zu handeln. Sie haben doch Ihren 
Ehepartner, Ihre Kinder oder Angehöri-
ge, die sich um Sie kümmern können.

Natürlich werden Ihre Angehörigen 
Ihnen -hoffentlich- im Ernstfall bei-
stehen.  Ihr Ehepartner, Ihre Kinder 
oder Angehörigen, können aber im 
Rechtsverkehr keine rechtsverbind-
lichen Erklärungen für Sie abgeben, 
d. h., sie können Sie nicht gesetzlich 
vertreten. 

Das kann aber z.  B.  erforderlich wer-
den, wenn Bankgeschäfte abge-         

wickelt werden müssen, wenn ein 
Heimvertrag für Sie abgeschlossen 
werden soll, Ihr Mietvertrag gekün-                    
digt werden soll oder die Veräußerung 
Ihres Grundstücks erforderlich wird.

In unserem Recht haben nur Eltern 
gegenüber ihren minderjährigen Kin-
dern ein umfassendes Sorgerecht und 
damit die Befugnis zur Entscheidung 
und Vertretung in allen Angelegen-
heiten.

Für einen Volljährigen können nahe 
Angehörige nur dann rechtsverbind-
liche Erklärungen abgeben, wenn sie 
aufgrund einer rechtsgeschäftlichen 
Vollmacht hierzu ermächtigt sind 
oder wenn sie das Betreuungsgericht 
zum Betreuer bestellt hat.

2.	 Welche Vorteile hat eine Vorsorge-
vollmacht?

Die Vorsorgevollmacht hat viele Vor-
teile. Sie ermöglicht Ihnen ein hohes 
Maß an Selbstbestimmung. Denn Sie 
können darin bestimmen, welche Per-
son für Sie im Ernstfall handeln soll  
(z. B. Angehörige oder gute Freunde).

Sie können bestimmen, welche Wün-
sche und Bedürfnisse Ihnen wichtig 
sind und wie Ihre persönlichen Ange-
legenheiten geregelt werden sollen.

I I .  Die  Vorsorgevol lmacht

II .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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3.	 Was muss ich beim Erstellen mei-
ner Vorsorgevollmacht beachten?

Die Vorsorgevollmacht sollte schrift-
lich gefasst werden.

Sie ist grundsätzlich zwar an keine 
Form gebunden, aus Gründen der 
Klarheit und der Beweiskraft ist aber 
die schriftliche Niederschrift der Voll-
macht notwendig.

Die Vorsorgevollmacht muss nicht 
handschriftlich abgefasst werden. Sie 
können mit einer handschriftlichen 
Vollmacht aber eine Fälschung ver-
meiden, da es in der Regel schwierig 
sein wird, Ihre Handschrift nachzuah-
men.

Sie sollten aber darauf achten, dass 
der Text einwandfrei lesbar ist.  Au-
ßerdem kann auf diese Weise ge-
währleistet werden, dass später even-
tuell auftretenden Zweifeln an Ihrer 
Geschäftsfähigkeit bei Erteilung der 
Vollmacht besser begegnet werden 
kann.

Um Zweifeln an der Echtheit Ihrer 
Unterschrift zu begegnen, können Sie 
die Vorsorgevollmacht bei der zustän-
digen Betreuungsbehörde beglaubi-
gen lassen.  Für diese Beglaubigung 
wird eine Gebühr in Höhe von 10 Euro 
erhoben.

Selbstverständlich können Sie sich 
bei der Formulierung Ihrer Vollmacht 
auch individuell von einem Rechtsan-
walt oder Notar beraten lassen.

Dies empfiehlt sich insbesondere 
dann, wenn Sie z. B. über ein umfang-
reicheres Vermögen verfügen oder Sie 
neben der Vollmacht umfangreiche 
Handlungsanweisungen geben wol-
len.

WICHTIG!
Wollen Sie mit Ihrer Vollmacht auch 
zu Grundstücksverfügungen bevoll-
mächtigen, ist zwingend die notariel-
le Beurkundung erforderlich.
Die notarielle Beurkundung ist auch 
dann sinnvoll, wenn Sie ein Handels-
gewerbe betreiben oder Gesellschaf-
ter einer Personen- oder Kapitalge-
sellschaft sind.
Mit einer notariellen Beurkundung 
können Sie eventuell später auftre-
tende Zweifel an der Wirksamkeit der 
Vollmacht vermeiden.

Die für eine notarielle Beurkundung 
anfallenden Gebühren richten sich 
nach dem Gegenstandswert der Voll-
macht.

Im Durchschnitt liegen die Gebühren 
zwischen 45 und 156 Euro.  Im Höchst-
fall beträgt die Beurkundungsgebühr 
403,50 Euro, im geringsten Fall 10 Euro.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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4.	 Was kann ich mit einer Vorsorge-
vollmacht regeln?

Sie können und sollten die Vollmacht 
für bestimmte Aufgabenkreise ertei-
len.  Das heißt, dass Sie in der Voll-
macht Regelungen für bestimmte 
Bereiche Ihrer persönlichen Lebens-
gestaltung treffen können. 
Die wichtigsten sind nachfolgend 
aufgeführt:

Vermögensangelegenheiten:

Die Vollmacht berechtigt:

•	 zur Verwaltung Ihres Vermögens- 
und zur Verfügung über Ihre Kon-
ten bei Banken und Sparkassen,

•	 zur Verfügung über Ihre Vermö-
gensgegenstände,

•	 zum Vermögenserwerb,

•	 zur Vertretung in Erbrechtsange-
legenheiten,

•	 zur Eingehung von Verbindlich-
keiten und

•	 zur Vertretung vor Gerichten und 
Wahrnehmung von Prozesshand-
lungen.

Behörden:

Die Vollmacht berechtigt zur Vertre-
tung in Behördenangelegenheiten 
aller Art, insbesondere Renten-, Ver-
sorgungs-, Arbeitsamts-, Sozialleis-
tungs- und Steuerangelegenheiten.

Persönliche Angelegenheiten:

Die Vollmacht berechtigt:

•	 zum Entgegennehmen und Öff-
nen Ihrer Post und der An- und 
Abmeldung Ihres Telefons und 

•	 zum Betreten Ihrer Wohnung,     
Ihres Hauses, Ihres Grundstücks.

Aufenthalts- und Wohnungsangele-
genheiten:

Die Vollmacht berechtigt:

•	 zur Kündigung Ihres Mietverhält-
nisses und zur Auflösung Ihres 
Haushaltes für den Fall, dass eine 
ambulante Versorgung in Ihrer 
Wohnung nicht mehr möglich ist 
und

•	 zum Abschluss eines Heimver-
trages, eines Pflegevertrages oder

	 ähnlicher Vereinbarungen.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 



� �

Gesundheitssorge/ Pflegebedürftig-
keit:

Die Vollmacht berechtigt:

•	 zur Entscheidung in allen Angele-
genheiten der Gesundheitssorge, 
ebenso bzgl.  aller Einzelheiten    
einer ambulanten oder (teil-)stati-
onären Pflege,

•	 zur Einwilligung in sämtliche  
Maßnahmen zur Untersuchung 
des Gesundheitszustandes, in 
Heilbehandlungen und in ärzt-
liche Eingriffe, auch wenn eine 
solche Behandlung den Tod oder 
einen schweren oder länger dau-
ernden gesundheitlichen Schaden 
verursachen könnte,

•	 zur Einsicht in Ihre Krankenunterla-
gen und deren Herausgabe an Drit-
te. Diese Vollmacht entbindet Ihre 
Ärzte und das nichtärztliche Perso-
nal gegenüber dem Bevollmächtig-
ten von ihrer Schweigepflicht,

•	 zur Entscheidung über Ihre Un-
terbringung mit freiheitsentzie-
hender Wirkung (z.  B.  geschlos-
sene Unterbringung in einem 
Krankenhaus oder Pflegeheim) 
und über freiheitsentziehende 
Maßnahmen (z.  B.  das Anbrin-
gen von Bettgittern, Handfesseln, 
Bauchgurten oder die medika-
mentöse Ruhigstellung) in einem 

Heim oder in einer sonstigen Ein-
richtung, solange dies zu Ihrem 
Wohl erforderlich ist.

Beispiele und Formulierungshilfen 
für eine Vorsorgevollmacht finden Sie 
in der Mitte dieser Broschüre.  Lesen 
Sie hierzu die Erläuterungen im Ab-
schnitt VI, Seite 25.

5.	 Kann die Vorsorgevollmacht miss-
braucht werden?

Wie Sie gesehen haben, können Sie 
mit der Vorsorgevollmacht dem Be-
vollmächtigten sehr weit reichende 
Befugnisse einräumen, die Ihr per-
sönliches Handeln betreffen.

Deshalb ist es wichtig, dass Sie nur 
solche Personen bevollmächtigen, die 
Ihr absolutes Vertrauen genießen.

Darüber hinaus können Sie aber auch 
Vorkehrungen gegen einen eventu-
ellen Missbrauch treffen.

Sie können z. B.  in der Vollmacht be-
stimmen, dass einer von Ihnen zu be-
nennenden Person ein Kontroll- oder 
Widerrufsrecht eingeräumt wird.  Sie 
können auch mehrere Bevollmächtig-
te bestimmen.

Dann besteht allerdings die Gefahr, 
dass diese unterschiedlicher Meinung 
sind und keine einheitliche Entschei-
dung für Sie treffen können.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Daher kann es im Einzelfall ratsamer 
sein, für verschiedene Aufgabenge-
biete jeweils einen Bevollmächtig-
ten zu bestimmen (z. B. einen Bevoll-
mächtigten für die Gesundheitssorge 
und einen Bevollmächtigten für die 
Vermögenssorge).

6.	 Wie bewahre ich die Vorsorgevoll- 
macht auf?

Der Rechtsverkehr akzeptiert die Voll-
macht nur, wenn der Bevollmächtigte 
das Original der Vollmachtsurkunde 
vorlegen kann.

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten 
Sie deshalb schon bei der Erstellung 
der Vollmacht darauf achten, dass 
die Vollmacht nur dann wirksam ist, 
wenn der Bevollmächtigte sie im Ori-
ginal vorlegt.

Sie müssen daher dafür Sorge tragen, 
dass die Vollmacht dem Berechtigten 
zur Verfügung steht, wenn sie benö-
tigt wird.

Hierzu bieten sich verschiedene Mög-
lichkeiten an:

•	 Sie bewahren die Vollmacht an 
einem im Ernstfall leicht zugäng-
lichen Ort auf, den der Bevollmäch-
tigte kennt (z. B. in Ihrem privaten 
Schreibtisch oder bei Ihrer Bank).

•	 Sie übergeben die Vollmacht von 
vornherein dem Bevollmächtigten 
mit der Maßgabe, von dieser nur 
im Ernstfall Gebrauch zu machen.

Achtung! Hier besteht die Gefahr, dass 
der Bevollmächtigte schon vor dem 
Ernstfall in Ihrem Namen möglicher-
weise zu Ihrem Schaden tätig wird.

•	 Sie übergeben die Vollmacht ei-
ner anderen Vertrauensperson 
zur treuhänderischen Verwah-
rung, mit der Auflage, sie dem 
Bevollmächtigten im Bedarfs-
fall auszuhändigen (z.  B.  Ihrem 
Rechtsanwalt, Notar, Steuerbe-
vollmächtigten oder Arzt).

•	 Sie können die Vollmacht bei dem 
für Sie zuständigen Amtsgericht 
hinterlegen. Zuständig ist das Be-
treuungsgericht, in dessen Bezirk 
Sie Ihren Wohnsitz haben.

•	 Im Zentralen Vorsorgeregister der 
Bundesnotarkammer können Sie 
die Erteilung einer Vollmacht so-
wie die Person des Bevollmächtig-
ten registrieren lassen.  Die dort 
registrierten Daten können durch 
das Betreuungsgericht abgefragt 
werden.

Dadurch können Sie verhindern, 
dass das Betreuungsgericht einen 

•

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Betreuer bestellt, weil es von der 
Vollmachtserteilung keine Kennt-
nis hatte.

•	 Die Registrierung der Vollmacht 
ist gebührenpflichtig.

	 Antragsformulare für die Regis-
trierung der Vollmacht und der 
bevollmächtigten Personen kön-
nen Sie unter folgender Adresse 
anfordern:

		  Bundesnotarkammer
		  Zentrales Vorsorgeregister
		  PF 080151
		  10001 Berlin

Sie können die Eintragung aber 
auch online über das Internet unter        
www.zvr-online.de vornehmen.

Hinweis:
Es ist empfehlenswert, wenn Sie eine 
Kopie oder einen Hinweis auf die Voll-
macht möglichst ständig bei sich tra-
gen (z. B. bei Ihren Ausweispapieren), 
damit im Ernstfall Dritte wissen, dass 
eine Vorsorgevollmacht existiert. Auch 
sollten Sie in jedem Fall dem Bevoll-
mächtigten eine Kopie aushändigen.

Eine entsprechende Hinweiskarte fin-
den Sie auf der Umschlaginnenseite 
am Ende dieser Broschüre. Diese kön-
nen Sie ausfüllen, ausschneiden und 
mit Ihren Ausweispapieren bei sich 
tragen.

7.	 Wie lange gilt die Vollmacht?

Die Vollmacht gilt im Außenverhält-
nis ab dem Datum ihrer Ausstellung. 
Im Innenverhältnis zum Bevollmäch-
tigten ist aber die mit ihm getroffene 
Vereinbarung maßgebend.

Diese wird wörtlich oder stillschwei-
gend dahin lauten, dass er von der 
Vollmacht erst Gebrauch machen 
darf, wenn Sie selbst nicht mehr 
handlungsfähig sind.

Eine Vollmacht sollte in keinem Fall 
Zweifel an ihrer Wirksamkeit aufkom-
men lassen. Dies gilt ganz besonders 
dann, wenn sie zur Vertretung in Ver-
mögensangelegenheiten befugt.

Daher sollten Sie Formulierungen wie 
„Für den Fall, dass ich selbst einmal 
nicht mehr handeln kann, soll an mei-
ner Stelle...“ vermeiden.

Bei dieser Formulierung weiß der 
Rechtsverkehr nämlich nicht, ob die 
Voraussetzung schon eingetreten ist. 
Daher sollte eine Vorsorgevollmacht 
an keine Bedingungen geknüpft 
sein. Denn nur dann ist sie uneinge-
schränkt brauchbar.

Zur Erläuterung:
Wie bei jeder anderen Vollmacht un-
terscheidet man auch bei der Vorsor-
gevollmacht zwischen dem Außen-
verhältnis und dem Innenverhältnis.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Das Außenverhältnis besteht zwi-
schen dem Vollmachtgeber und dem 
Bevollmächtigten einerseits sowie 
auf der anderen Seite zu Dritten, de-
nen gegenüber rechtsgeschäftliche 
Erklärungen abzugeben sind, wie        
z.  B.  Banken, Behörden, Geschäfts-
partnern usw.

Im Außenverhältnis ist für die Wirk-
samkeit von Erklärungen des Be-
vollmächtigten nur der Inhalt der 
Vollmacht von Bedeutung.  Welche 
Absprachen zwischen dem Vollmacht-
geber und dem Bevollmächtigen zum 
Gebrauch der Vollmacht getroffen 
worden sind, ist hier ohne Belang.

Solche Absprachen betreffen das In-
nenverhältnis zwischen Vollmacht-
geber und Bevollmächtigten. Dem In-
nenverhältnis liegt ein so genannter 
Geschäftsbesorgungsvertrag zugrun-
de. Dieser kann stillschweigend zwi-
schen dem Vollmachtgeber und dem 
Bevollmächtigten vereinbart werden.

Es empfiehlt sich, dieses Vertrags-
verhältnis schriftlich mit dem Bevoll-
mächtigten zu vereinbaren. Dies hat 
den Vorteil, dass der Vollmachtgeber 
detaillierte Vorgaben zum Gebrauch 
der Vollmacht festlegen kann.

Außerdem kann so ein Streit mit dem 
Bevollmächtigten über dessen Rechte 
vermieden werden. Dies dient sowohl 
					   

dem Schutz des Bevollmächtigten als 
auch des Vollmachtgebers.

Die Vereinbarungen im Rahmen des 
Innenverhältnisses können entweder 
in einem gesonderten Vertragstext 
geregelt werden oder man kann sie 
in den Text der Vorsorgevollmacht 
aufnehmen, z. B. unter einer Teilüber-
schrift „Innenverhältnis“.

Auf jeden Fall sollten Sie ohnehin mit 
der Person, die Sie bevollmächtigen 
wollen, die Einzelheiten abklären.  Es 
nützt nichts, wenn die von Ihnen ins 
Auge gefasste Person überrascht ist 
und die Aufgaben nicht übernehmen 
will.

Wichtig!
Manche Banken akzeptieren keine 
Vorsorgevollmacht.  Deshalb sollten 
Sie sich unbedingt vorher bei Ihrem 
Geldinstitut erkundigen.  Es kann 
sein, dass man die Vollmacht nur ak-
zeptiert, wenn Ihre Unterschrift no-
tariell beglaubigt ist bzw. bankintern 
beglaubigt wird.

Wenn Sie sich, nachdem Sie die Vor-
sorgevollmacht erteilt haben, nicht 
mehr sicher sind, ob die von Ihnen be-
vollmächtigte Person noch Ihr vollstes 
Vertrauen verdient, etwa weil es zum 
Streit zwischen ihnen gekommen ist, 
können Sie die Vollmacht jederzeit 
widerrufen. 

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Hierzu müssen Sie die Vollmachtsur-
kunde vom Bevollmächtigten zurück-
verlangen.  Die Vollmacht gilt dann 
nicht mehr.

Der Tod des Vollmachtgebers führt 
nach neuerer Rechtsprechung im 
Zweifel zum Erlöschen der Vollmacht.

Es sollte deshalb in der Vollmacht 
ausdrücklich geregelt werden, dass 
diese über den Tod hinaus gelten soll. 
Dann ist der Bevollmächtigte auch 
nach dem Tod des Vollmachtgebers 
befugt, von seiner Vertretungsmacht 
Gebrauch zu machen.

Er ist damit in der Lage, Angelegen-
heiten im Zusammenhang mit der 
Beerdigung oder einer Wohnungsauf-
lösung zu regeln, bevor die Erben das 
Erbe angenommen und seine Verwal-
tung übernommen haben. Seine Erklä-
rungen berechtigen und verpflichten 
die Erben hinsichtlich des Nachlasses. 

Die Erben können Rechenschaft vom 
Bevollmächtigten verlangen und die 
Vollmacht widerrufen.  Erlischt die 
Vollmacht dagegen mit dem Tod des 
Vollmachtgebers, kann es sein, dass 
bei Verwendung der Vollmacht zur 
Vornahme von Rechtsgeschäften eine 
„Lebensbescheinigung“ verlangt wird.

Weiterhin ist der Bevollmächtigte 
daran gehindert, nach dem Tod des 
Vollmachtgebers Geschäfte zu be-

sorgen, die nicht ohne Nachteile auf-
geschoben werden können, bis der 
Erbe anderweit Fürsorge treffen kann. 
Möglicherweise ist dann auch eine 
Nachlasspflegschaft erforderlich.

8.	 Was passiert, wenn ich keine Vor-
sorgevollmacht erteilt habe?

Wenn Sie nichts geregelt haben, kann 
im Bedarfsfall vom Betreuungsgericht 
ein gesetzlicher Vertreter bestellt 
werden, ein so genannter Betreuer.

Das Betreuungsgericht wird von Amts 
wegen tätig, wenn es z. B. von Ärzten, 
Behörden oder Angehörigen Kennt-
nis erlangt, dass jemand nicht mehr 
in der Lage ist, seine eigenen Angele-
genheiten selbst zu besorgen.

Sie können aber auch selbst beim Be-
treuungsgericht beantragen, dass für 
Sie ein Betreuer bestellt werden soll. 
Bevor ein Betreuer bestellt wird, muss 
das Betreuungsgericht den Betrof-
fenen anhören und ein Sachverstän-
digengutachten einholen.

9.	 Reicht auch eine Generalvollmacht 
zur Vorsorge aus?

Mit einer Generalvollmacht können  
Sie eine bestimmte Person bevoll-
mächtigen, Sie in allen Vermögens- 
und Rechtsangelegenheiten gegen- .
über   jedermann und in jeder denk-
baren Angelegenheit zu vertreten.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Auf den ersten Blick scheint dies die 
einfachste und unkomplizierteste Art 
der Vorsorge zu sein. Aber die Gene-
ralvollmacht deckt mehrere wichtige 
Fälle nicht ab! 

So kann der Bevollmächtigte in nach-
folgenden Angelegenheiten keine 
rechtlich bindenden Willenserklä-
rungen für Sie abgeben:

•	 Einwilligung zur Untersuchung 
Ihres Gesundheitszustandes, zur 
ärztlichen Heilbehandlung oder 
in einen ärztlichen Eingriff, insbe-
sondere wenn die Gefahr besteht, 
dass Sie sterben (z.  B.  bei einer 
Herzoperation) oder ein schwerer, 
länger andauernder Gesundheits-
schaden (z. B. bei einer Amputati-
on) zu erwarten ist,

•	 Nichteinwilligung oder Widerruf 
der Einwilligung in eine Untersu-
chung des Gesundheitszustands, 
eine Heilbehandlung oder einen 
Eingriff, wenn die Maßnahme 
medizinisch angezeigt ist und 
die Gefahr besteht, dass Sie auf 
Grund des Unterbleibens oder des 
Abbruchs der Maßnahme sterben 
oder einen schweren, länger an-
dauernden Gesundheitsschaden 
erleiden (z.  B.  beim Abbruch le-
bensverlängernder Maßnahmen),

•	 Einwilligung in eine zu Ihrem 
Schutz notwendige geschlossene 

Unterbringung (z.  B.  in einer ge-
schlossenen Station eines Kran-
kenhauses oder Pflegeheims),

•	 Einwilligung in eine andere        
freiheitsentziehende Maßnahme      
(z. B. Bettgitter, Bauchgurt, Hand-
fessel, medikamentöse Ruhigstel-
lung) und

•	 Einwilligung in eine Organspende.

In diesen Fällen verlangt das Gesetz, 
dass die schriftliche Vollmacht diese 
Befugnisse ausdrücklich bezeichnet.

Daher ist eine Generalvollmacht, die 
pauschal zur Vertretung in allen An-
gelegenheiten berechtigt, nicht aus-
reichend!

Es empfiehlt sich also, die Befugnisse, 
zu denen die Vollmacht berechtigen 
soll, so genau wie möglich zu bezeich-
nen.

10.	Wann ist trotz einer Vollmacht die 
Einschaltung des Betreuungsge-
richts erforderlich?

Auch wenn der Bevollmächtigte durch 
eine umfassende Vorsorgevollmacht zur 
Regelung aller in den vorangehenden 
Abschnitten genannten Angelegen-
heiten berechtigt sein sollte, ist vor be-
stimmten, besonders weitreichenden 
Entscheidungen die Genehmigung des 
Betreuungsgerichts einzuholen.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT 
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Dies gilt uneingeschränkt bei Einwil-
ligungen in eine geschlossene Unter-
bringung sowie in andere freiheits-
entziehende Maßnahmen.
Bei den im vorangehenden Abschnitt 
genannten Entscheidungen über 
die Durchführung bzw.  Nichtdurch-
führung ärztlicher Maßnahmen mit 

schwerwiegenden Folgen ist eine Ge-
nehmigung nur dann nicht erforder-
lich, wenn zwischen dem Bevollmäch-
tigten und dem behandelnden Arzt 
Einvernehmen darüber besteht, dass 
die Erteilung, die Nichterteilung oder 
der Widerruf der Einwilligung Ihrem 
Willen entspricht.

I I I .  Die  Betreuungsver fügung

Wenn Sie Vorsorge für den Ernstfall 
treffen wollen, müssen Sie nicht un-
bedingt eine Vorsorgevollmacht er-
teilen.

Möglicherweise gibt es im Kreise Ih-
rer Angehörigen, Freunde oder Be-
kannten keine Person, die Sie zum 
Bevollmächtigten machen möchten, 
weil Sie kein Vertrauen zu diesen Per-
sonen haben.

In diesem Fall kann eine Betreuungs-
verfügung eine sinnvolle Alternative 
sein.

Der Vorsorgevollmacht ist aber im-
mer dann der Vorzug zu geben, wenn 
im Kreise Ihrer Angehörigen oder 
Freunde jemand bereit ist, sich im 
Fall Ihrer Hilfsbedürftigkeit um Sie zu 
kümmern und Sie dieser Person abso-
lut vertrauen können.

1.	 Was ist eine Betreuungsverfü-
gung?

Mit einer Betreuungsverfügung kön-
nen Sie bestimmen, wer vom Betreu-
ungsgericht als Ihr Betreuer einge-
setzt werden soll, falls eine Betreuung 
erforderlich werden sollte.
Sie können auch festlegen, wer auf 
keinen Fall Ihr Betreuer werden soll.

An diese Wünsche muss sich das Be-
treuungsgericht grundsätzlich halten.

Der von Ihnen bestimmte Betreuer 
wird dann vom Betreuungsgericht 
eingesetzt und überwacht.

Mit einer Betreuungsverfügung kön-
nen Sie im vorhinein dafür Sorge tra-
gen, dass das Gericht im Betreuungs-
fall nicht eine für Sie völlig fremde 
Person zum Betreuer bestellt.

I I .  DIE VORSORGEVOLLMACHT – I I I .  DIE BETREUUNGSVERFÜGUNG 



16

Mit einer Betreuungsverfügung ge-
ben Sie dem Gericht und dem Betreu-
er eine Handlungsanweisung, nach 
der diese sich zu richten haben.

2.	 Was kann in einer Betreuungsver-
fügung geregelt werden?

Was Sie in einer Betreuungsverfü-
gung regeln wollen, hängt ganz von 
Ihrer individuellen Lebenssituation 
und Ihren persönlichen Wünschen 
und Bedürfnissen ab:

•	 Sie können bestimmen, dass Ihr 
bisheriger Lebensstandard beibe-
halten werden soll und dazu not-
falls Ihr Vermögen aufgebraucht 
werden kann.

•	 Sie können Bestimmungen zur 
Verwaltung Ihres Grundvermö-
gens (Haus, Eigentumswohnung 
etc.) treffen.

•	 Sie können festlegen, dass be-
stimmte Personen zu Geburtsta-
gen, Weihnachten, Hochzeiten 
usw. mit Geld- oder Sachgeschen-
ken bedacht werden.

•	 Sie können Wünsche zum Ab-
schluss eines Bestattungsver-
trages äußern.

•	 Sie können bestimmen, wer sich 
im Fall Ihrer Pflegebedürftigkeit 
um Sie kümmern soll.

•	 Sie können bestimmen, dass Sie 
bis zu Ihrem Tod in Ihrer bishe-
rigen Wohnung versorgt werden, 
wenn dies aus medizinischer Sicht 
möglich ist.

•	 Falls der Umzug in ein Heim unver-
meidbar ist, können Sie festlegen, 
ob Ihr Grundvermögen verkauft    
werden soll, um sich mit dem Ver-
kaufserlös in ein Seniorenheim 
einzukaufen.

•	 Sie können bestimmen, in wel-
chem Heim Sie wohnen möchten, 
ggf. in welchem Heim Sie auf kei-
nen Fall wohnen möchten.

•	 Sie können festlegen, welche per-
sönlichen Gegenstände oder Mö-
bel Sie mitnehmen möchten.

•	 Sie können festlegen, welche 
persönlichen Gegenstände oder 
Möbel im Falle einer Wohnungs-
auflösung an Angehörige oder 
Bekannte ausgehändigt werden 
sollen.  Bitte denken Sie daran, 
entsprechende Namen und An-
schriften vollständig anzugeben.

Beispiele und Formulierungshilfen 
für eine Betreuungsverfügung finden 
Sie in der Mitte dieser Broschüre. Le-
sen Sie hierzu die Erläuterungen im 
Abschnitt VI, Seite 25.

I I I .  DIE BETREUUNGSVERFÜGUNG 
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B E  T  R  E  U U N G S  V E  R  F  Ü G U N G

Ich, 	
(Name, Vorname, Geburtsdatum)

lege hiermit für den Fall, dass ich infolge Krankheit, Behinderung oder Unfall meine Angelegen-
heiten teilweise oder ganz nicht mehr selbst besorgen kann und deshalb ein Betreuer als gesetz-
licher Vertreter für mich bestellt werden muss, Folgendes fest:

Als Person, die mich betreuen soll, schlage ich vor:

Name, Vorname: 	

Geburtsdatum: 	

Adresse: 	

Telefon / Telefax: 	

Falls die vorgenannte Person nicht zum Betreuer bestellt werden kann, schlage ich folgende Person 
als Betreuer vor:

Name, Vorname: 	

Geburtsdatum: 	

Adresse: 	

Telefon / Telefax: 	

Auf keinen Fall zur Betreuerin/ zum Betreuer bestellt werden soll:

Name, Vorname: 	

Geburtsdatum: 	

Adresse: 	

Zur Wahrnehmung meiner Angelegenheiten durch den Betreuer habe ich folgende Wünsche:
	
	
	
	

				  
(Ort, Datum)						      (Unterschrift)

B E T R E U UN G S V E R F Ü G U N G

Aus der Broschüre: >>Betreuung und Vorsorge „...das geht jeden etwas an!“<< des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt



V O R S  O R G E  V O L  L  M A C H T

Ich, 	 (Vollmachtgeber/ in)
(Name, Vorname, Geburtsdatum)

	
(Adresse, Telefon, Telefax)

erteile hiermit Vollmacht an
		
	 (Vollmachtnehmer/ in)
(Name, Vorname, Geburtsdatum)

	
(Adresse, Telefon, Telefax)

Diese Vertrauensperson wird hiermit bevollmächtigt, mich in allen Angelegenheiten zu vertre-
ten, die ich im Folgenden angekreuzt oder angegeben habe.

Durch diese Vollmachtserteilung soll eine vom Gericht angeordnete Betreuung vermieden 
werden. Die Vollmacht bleibt daher in Kraft, wenn ich nach ihrer Errichtung geschäftsunfähig 
geworden sein sollte. Die Vollmacht ist nur wirksam, solange die bevollmächtigte Person die 
Vollmachtsurkunde besitzt und bei Vornahme eines Rechtsgeschäfts die Urkunde im Original 
vorlegen kann.

 
Gesundheitssorge/ Pflegebedürftigkeit

•	 Sie darf in allen Angelegenheiten der Gesundheitssorge entscheiden, ebenso über alle Ein-
zelheiten einer ambulanten oder (teil-)stationären Pflege. Sie ist befugt, meinen in einer 
Patientenverfügung festgelegten Willen durchzusetzen.

		  Ja 0   Nein 0

•	 Sie darf insbesondere in sämtliche Maßnahmen zur Untersuchung des Gesundheitszustan-
des und zur Heilbehandlungen sowie in ärztliche Eingriffe einwilligen, diese ablehnen oder 
die Einwilligung in diese Maßnahmen widerrufen, auch wenn mit der Vornahme, dem Un-
terlassen oder dem Abbruch dieser Maßnahmen die Gefahr besteht, dass ich sterbe oder 
einen schweren oder länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleide (§ 1904 Abs. 1 und 
2 BGB).

		  Ja 0   Nein 0

•	 Sie darf Krankenunterlagen einsehen und deren Herausgabe an Dritte bewilligen. Ich ent-
binde alle mich behandelnden Ärzte und nichtärztliches Personal gegenüber meiner bevoll-
mächtigten Vertrauensperson von der Schweigepflicht.

		  Ja 0   Nein 0

 

V O R S O R G E V O L L M A C H T

Aus der Broschüre: >>Betreuung und Vorsorge „...das geht jeden etwas an!“<< des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt
1



•	 Sie darf über meine Unterbringung mit freiheitsentziehender Wirkung (§ 1906 Abs. 1 BGB) 
und über freiheitsentziehende Maßnahmen (z. B. Bettgitter, Medikamente u. ä.) in einem 
Heim oder in einer sonstigen Einrichtung (§ 1906 Abs. 4 BGB) entscheiden, solange derglei-
chen zu meinem Wohle erforderlich ist.

	 Ja 0   Nein 0

•		

	
	 Ja 0   Nein 0

	
(Unterschrift der Vollmachtgeberin/ des Vollmachtgebers)

Aufenthalt und Wohnungsangelegenheiten

•	 Sie darf meinen Aufenthalt bestimmen, Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag über mei-
ne Wohnung einschließlich einer Kündigung wahrnehmen sowie meinen Haushalt auflösen.

		  Ja 0   Nein 0

•	 Sie darf einen Heimvertrag abschließen und kündigen.		
	 Ja 0   Nein 0

•	 Sie darf einen neuen Wohnungsmietvertrag abschließen und kündigen.		
	 Ja 0   Nein 0

•		
	
			 

	 Ja 0   Nein 0

	
(Unterschrift der Vollmachtgeberin/ des Vollmachtgebers)

Behörden 	

•	 Sie darf mich bei Behörden, Versicherungen, Renten- und Sozialleistungsträgern vertreten.
	 Ja 0   Nein 0

•		

	
	 Ja 0   Nein 0
 

(Unterschrift der Vollmachtgeberin/ des Vollmachtgebers) 

V O R S O R G E V O L L M A C H T

Aus der Broschüre: >>Betreuung und Vorsorge „...das geht jeden etwas an!“<< des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt
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Vermögenssorge

Sie darf mein Vermögen verwalten und hierbei alle Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte im 
In- und Ausland vornehmen, Erklärungen aller Art abgeben und entgegennehmen sowie Anträ-
ge stellen, abändern, zurücknehmen;
	 Ja 0   Nein 0

namentlich

•	 über Vermögensgegenstände jeder Art verfügen.
		  Ja 0   Nein 0

•	 Zahlungen und Wertgegenstände annehmen.
		  Ja 0   Nein 0

•	 Verbindlichkeiten eingehen.
		  Ja 0   Nein 0

•	 Willenserklärungen bezüglich meiner Konten, Depots, und Safes abgeben. Sie darf mich im 
Geschäftsverkehr mit Kreditinstituten vertreten.

		  Ja 0   Nein 0

•	 Schenkungen in dem Rahmen vornehmen, der einem Betreuer rechtlich gestattet ist.

	 Ja 0   Nein 0
 

Folgende Geschäfte soll sie nicht wahrnehmen können:
		
	

		
		

		

	
(Unterschrift der Vollmachtgeberin/ des Vollmachtgebers)

(Achtung! Kreditinstitute verlangen oft eine Vollmacht auf bankeigenen Vordrucken! Für Immo-
biliengeschäfte, Aufnahme von Darlehen sowie für Handelsgewerbe ist eine notarielle Vollmacht 
erforderlich!)
 

Post und Fernmeldeverkehr

Sie darf die für mich bestimmte Post entgegennehmen und öffnen sowie über den Fernmel-
deverkehr entscheiden. Sie darf alle hiermit zusammenhängenden Willenserklärungen (z. B. 
Vertragsabschlüsse, Kündigungen) abgeben.	
	 Ja 0   Nein 0 
 

V O R S O R G E V O L L M A C H T

Aus der Broschüre: >>Betreuung und Vorsorge „...das geht jeden etwas an!“<< des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt
3



Vertretung vor Gericht

Sie darf mich gegenüber Gerichten vertreten sowie Prozesshandlungen aller Art vornehmen.
	 Ja 0   Nein 0

Untervollmacht

Sie darf in einzelnen Angelegenheiten Untervollmacht erteilen.		
	 Ja 0   Nein 0

Betreuungsverfügung

Falls trotz dieser Vollmacht eine gesetzliche Vertretung („rechtliche Betreuung“) erforderlich 
sein sollte, bitte ich, die oben bezeichnete Vertrauensperson als Betreuer zu bestellen.
	 Ja 0   Nein 0

Geltung über den Tod hinaus

Die Vollmacht gilt über den Tod hinaus. 
	 Ja 0   Nein 0

Weitere Regelungen

		

		

		
	
(Ort, Datum)	 (Unterschrift der Vollmachtgeberin/ des Vollmachtgebers)

		
	
(Ort, Datum)	 (Unterschrift der Vollmachtnehmerin/ des Vollmachtnehmers)

Beglaubigungsvermerk:

V O R S O R G E V O L L M A C H T

Aus der Broschüre: >>Betreuung und Vorsorge „...das geht jeden etwas an!“<< des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt
4



17



17

3.	 Ist die Betreuungsverfügung an 
eine bestimmte Form gebunden?

Hier gilt wie bei der Vorsorgevoll-
macht, dass eine bestimmte Form 
nicht vorgeschrieben ist.

Aber auch hier sollte schon aus Be-
weisgründen die Betreuungsverfü-
gung schriftlich abgefasst und mit 
Ort, Datum und Unterschrift verse-
hen werden.

4.	 Wo soll die Betreuungsverfügung 
aufbewahrt werden?

Wie bei der Vorsorgevollmacht soll-
ten Sie auch bei der Betreuungsver-
fügung darauf achten, dass diese im 
Bedarfsfalle sofort auffindbar und 
greifbar ist.  Jeder, der im Besitz der 
schriftlichen Betreuungsverfügung 
ist, ist verpflichtet, diese unverzüglich 
an das Betreuungsgericht abzuliefern, 

sobald er von der Einleitung eines Be-
treuungsverfahrens Kenntnis erlangt.

Hinweis:
Es ist empfehlenswert, wenn Sie 
eine Kopie oder einen Hinweis auf 
die Betreuungsverfügung möglichst 
ständig bei sich tragen (z. B. bei Ihren 
Ausweispapieren), damit im Ernstfall 
Dritte wissen, dass eine Betreuungs-
verfügung existiert.

Eine entsprechende Hinweiskarte fin-
den Sie auf der Umschlaginnenseite 
am Ende dieser Broschüre. Diese kön-
nen Sie ausfüllen, ausschneiden und 
mit Ihren Ausweispapieren bei sich 
tragen.

In Sachsen-Anhalt können Sie Ihre 
Betreuungsverfügung auch beim Be-
treuungsgericht hinterlegen.  Zustän-
dig ist das Betreuungsgericht, in des-
sen Bezirk Sie Ihren Wohnsitz haben.

I I I .  DIE BETREUUNGSVERFÜGUNG  – IV.  DIE PATIENTENVERFÜGUNG

IV.  Die  Pat ientenver fügung

Viele Menschen beängstigt die Vor-
stellung, dass der eigene Tod durch 
unnötige Qualen und Leiden be-
gleitet und hinausgezögert werden 
könnte, weil etwa durch eine schwe-
re Demenz oder ein monatelanges 
Koma eine künstliche Ernährung oder 
eine künstliche Beatmung medizi-
nisch notwendig wird.  Insbesondere 
in der letzten Lebensphase stellt sich 

oft die Frage, wer über medizinische 
Maßnahmen (z.  B.  Behandlungsab-
bruch) entscheiden kann und darf.
An dieser Stelle gilt: Es zählt grund-
sätzlich Ihr Wille. Wenn Sie als Patient 
noch in der Lage sind, Ihren Willen zu 
äußern, entscheiden Sie selbst über 
ärztliche Maßnahmen. In diesem Fall 
entscheiden Sie auch dann, wenn für 
Sie eine Betreuung mit dem Aufga-
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benkreis der Gesundheitssorge an-
geordnet ist.  Andernfalls haben Sie 
die Möglichkeit, Ihren Behandlungs-
wunsch vorab in einer Patientenver-
fügung festzulegen.

1.	 Was ist eine Patientenverfügung?

Nach dem Gesetz ist eine Patienten-
verfügung die schriftliche Festlegung 
einer volljährigen Person, ob sie in 
bestimmte, zum Zeitpunkt der Fest-
legung noch nicht unmittelbar be-
vorstehende Untersuchungen ihres 
Gesundheitszustandes, Heilbehand-
lungen oder ärztliche Eingriffe einwil-
ligt oder sie untersagt.

Eine solche Patientenverfügung 
richtet sich in erster Linie an den be-
handelnden Arzt und ist für diesen 
verbindlich, sofern durch sie Ihr Wil-
le für eine konkrete Lebens- und Be-
handlungssituation eindeutig und 
sicher festgestellt werden kann. Dies 
ist nunmehr ausdrücklich im Bürger-
lichen Gesetzbuch (BGB) geregelt.

Die Patientenverfügung richtet sich 
aber auch an den von Ihnen Bevoll-
mächtigten oder Betreuer, der sein 
Handeln an Ihrem aus der Patienten-
verfügung ersichtlichen Willen aus-
zurichten und diesem Willen entspre-
chend Geltung zu verschaffen hat.

Zu diesem Zweck kann die Patienten-
verfügung z.  B.  Anweisungen oder 

Bitten an den Bevollmächtigten oder 
Betreuer zu ihrer Auslegung und 
Durchsetzung enthalten.

Natürlich ist niemand verpflichtet 
eine Patientenverfügung abzufassen. 
Das Gesetz stellt deshalb ausdrück-
lich klar, dass die Errichtung oder 
Vorlage einer Patientenverfügung 
nicht zur Bedingung für einen Ver-
tragsschluss (z. B. den Abschluss eines 
Versicherungs- oder Heimvertrages) 
gemacht werden darf.  Auch können 
Sie Ihre Patientenverfügung jederzeit 
formlos widerrufen.

2.	 Wie formuliere ich eine Patienten-
verfügung?

Die neue gesetzliche Regelung setzt 
voraus, dass die Patientenverfügung 
schriftlich verfasst und damit eigen-
händig oder durch ein von einem No-
tar beglaubigtes Handzeichen unter-
zeichnet wird.

Mündliche Äußerungen sind deshalb 
aber nicht wirkungslos, denn sie müs-
sen bei der Feststellung des mutmaß-
lichen Patientenwillens - z. B. bei mög-
lichen Zweifeln an der Auslegung der 
Patientenverfügung - von dem Bevoll-
mächtigten oder Betreuer beachtet 
werden.

Bei der Formulierung ist es hilfreich, 
sich vor Augen zu halten, für wen die 
Patientenverfügung bestimmt ist.

IV.  DIE PATIENTENVERFÜGUNG 
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Sie dient dem behandelnden Arzt, dem 
Bevollmächtigten oder dem Betreuer, 
Ihren Willen im Hinblick auf eine me-
dizinische Maßnahme zu ermitteln.

Daher ist es wichtig, dass Sie diesen 
Willen so klar und eindeutig wie mög-
lich zum Ausdruck bringen.

Ihre Patientenverfügung sollte kei-
ne allgemein gehaltenen Formu-
lierungen enthalten, wie z.  B.  den 
Wunsch „in Würde zu sterben“ oder 
wenn ein „erträgliches Leben nicht 
mehr möglich erscheint“.

Vielmehr sollten Sie individuell fest-
legen unter welchen Bedingungen 
eine Behandlung nicht begonnen 
oder nicht fortgesetzt werden soll. Da 
Sie natürlich nicht für jeden eventu-
ell auftretenden Einzelfall eine solche 
Festlegung treffen können, empfiehlt 
es sich, Ihre ganz persönlichen Wert-
vorstellungen in der Patientenverfü-
gung darzulegen.

Damit wird es dem Adressaten Ih-
rer Patientenverfügung ermöglicht, 
aufgrund Ihres persönlichen Werte-
bildes eine Auslegung Ihres Patien-
tenwillens im konkreten Einzelfall 
vorzunehmen.

Gerade in medizinischen Grenzsitu-
ationen können Ihnen die nachfol-
genden Fragen behilflich sein, um 
sich selbst für eine solche Situation 

Klarheit zu verschaffen:

•	 Würden Sie Ihr Leben rückblickend 
als gelungen betrachten?

•	 Gibt es noch „unerledigte“ Dinge 
in Ihrem Leben, für deren Rege-
lung Sie noch Zeit brauchen? Gibt 
es noch unerfüllte Wünsche?

•	 Haben sie Angst, anderen zur Last 
zu fallen?

•	 Welche Bedeutung hat die Reli-
gion in Ihrer Lebensgestaltung? 
Welche Rolle spielt sie bei Ihren 
Zukunftserwartungen, auch über 
den Tod hinaus?

•	 Welche Bedeutung haben Bezie-
hungen und Freundschaften zu an-
deren Menschen in Ihrem Leben?

•	 Würden Sie wünschen, dass Ärzte 
Sie über Ihren Zustand vollständig 
aufklären, auch darüber, dass eine 
Heilung nicht mehr möglich ist?

•	 Würden Sie zur Ausschaltung 
sehr starker Schmerzen auch Me-
dikamente akzeptieren, die Ihr 
Bewusstsein einschränken oder 
aufheben?

•	 Würden Sie eine spezielle Krebs-
therapie akzeptieren, wenn diese 
lediglich zu einer Linderung Ihrer 
Beschwerden führt, der weitere 
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Verlauf der Krebserkrankung da-
durch aber nicht rückgängig ge-
macht wird?

•	 Würden Sie eine künstliche Ernäh-
rung (Sonde durch die Bauchwand 
oder Tropfeninfusion über ein 
Blutgefäß) ablehnen, wenn keine 
Hoffnung auf Besserung besteht?

•	 Mit welchen Dauerschäden 
könnten Sie sich vorstellen wei-
terzuleben?

•	 Welche Dauerschäden wären 
für Sie so schwerwiegend, dass 
Sie mit diesen nicht weiterleben 
möchten?

•	 Welche anderen Situationen wä-
ren für Sie so unerträglich, dass Sie 
auch nicht mehr künstlich ernährt 
werden wollen und nur wün-
schen, dass die unterschiedlichen 
Beschwerden, wie Schmerzen 
und Unruhe, Angst und Atemnot 
durch Pflege und Medikamente 
behandelt werden?

•	 Können Sie sich vorstellen, dass 
Sie sich ebenso wie viele Mitbür-
ger, die an unterschiedlichen chro-
nischen Erkrankungen leiden, mit 
dem Fortschreiten der Krankheit 
an neue Belastungen und Behin-
derungen gewöhnen? An welche?

•	 Würden Sie intensive medizi-
nische Behandlungen fortsetzen 
wollen, um ein bestimmtes Ereig-
nis noch zu erleben oder um selbst 
noch etwas für Sie Wichtiges zu 
erledigen? Was wäre das?

•	 Würden Sie im Falle eines plötz-
lichen Herzstillstandes oder Atem-
versagens wiederbelebt werden 
wollen, weil eine Chance auf Hei-
lung besteht? Oder würden Sie 
darauf verzichten, weil der Preis 
einer möglichen dauerhaften Hirn-
schädigung zu hoch für Sie wäre?

•	 Möchten Sie, dass im Falle eines 
Wachkomas alles zu Ihrer Lebens-
erhaltung getan wird, weil Sie zu 
den wenigen Menschen gehören 
könnten, die nach jahrelanger 
Therapie in ein selbstbestimmtes 
Leben zurückkehren? Oder ist Ih-
nen der Preis einer langjährigen 
Abhängigkeit zu hoch, so dass Sie 
lieber nach einer von Ihnen be-
stimmten Zeit weitere Maßnah-
men der Lebensverlängerung ab-
lehnen?

Notieren Sie sich die Antworten, die 
Sie auf diese Fragen für sich selbst 
geben.  Ziehen Sie Ihren Partner, ver-
traute Freunde oder Verwandte hinzu 
und halten Sie Ihre Gedanken schrift-
lich fest.

IV.  DIE PATIENTENVERFÜGUNG 
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Was danach für Sie am Wichtigsten 
ist, sollten Sie auf einem gesonderten 
Blatt Ihrer Patientenverfügung beifü-
gen.  Es dient dazu, dem Adressaten 
Ihrer Verfügung zu verdeutlichen, 
dass Ihre in der Patientenverfügung 
getroffenen Entscheidungen durch-
dacht und ernst gemeint sind.

Um die Ernsthaftigkeit zu unterstrei-
chen ist es zudem unbedingt hilfreich, 
wenn Sie sich vor dem Erstellen der Pa-
tientenverfügung mit Ihrem Arzt über 
deren Inhalt, Umfang und Tragweite 
beraten und der Arzt dieses durch ei-
nen zusätzlichen Vermerk belegt.

Damit können Sie zum Ausdruck 
bringen, dass Sie sich auch mit dem 
medizinischen Für und Wider Ihrer 
Entscheidung auseinandergesetzt 
haben.  Dies erhöht die Verbindlich-
keit Ihrer Patientenverfügung.

Um sicherzustellen, dass Ihre Patien-
tenverfügung im Ernstfall beachtet 
wird, sollten Sie diese in regelmä-
ßigen Zeitabständen überprüfen und 
mit Datum und Unterschrift in Ihrer 
Patientenverfügung bestätigen.

Im Laufe der Zeit können sich Ihre per-
sönlichen Wertvorstellungen und Ihre 
Vorstellungen zur Behandlung in me-
dizinischen Grenzsituationen ändern.

Außerdem gibt es auch im medizi-
nischen Bereich Fortschritte, die dazu 

führen könnten, dass Sie einige der 
oben aufgeführten Fragen anders be-
antworten würden, als vielleicht zu 
dem Zeitpunkt als Sie die Patienten-
verfügung erstellt haben.

Daher ist es möglich, dass ein Arzt 
eine Patientenverfügung, die schon 
vor einigen Jahren verfasst wurde, an-
zweifelt, weil er sich nicht sicher sein 
kann, dass diese noch dem aktuellen 
Willen des Patienten entspricht.

3.	 Was muss ich beim Erstellen mei-
ner Patientenverfügung beachten?

Mit Ihrer Patientenverfügung äußern 
Sie Ihren Willen für den Fall, dass Sie 
nicht mehr in der Lage sind, über be-
stimmte ärztliche Maßnahmen zu 
entscheiden.

Sie sollten jedoch sicherstellen, dass 
dieser Wille im Zweifel auch von einer 
Person geltend gemacht wird, die mit 
Rechtsmacht für Sie sprechen darf.

Dies kann eine Person sein, die Sie 
hierzu bevollmächtigt haben. Es kann, 
falls Sie keine Person bevollmächtigt 
haben, auch der gerichtlich bestellte 
Betreuer sein.

Daher empfiehlt es sich, die Patien-
tenverfügung mit einer Vorsorgevoll-
macht oder zumindest mit einer Be-
treuungsverfügung zu kombinieren. 
Wenn Sie Ihre Patientenverfügung 
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22 23

IV.  DIE PATIENTENVERFÜGUNG 

mit einer Vorsorgevollmacht kombi-
niert haben, empfiehlt es sich, den 
Arzt gegenüber dem Bevollmächtig-
ten von seiner Schweigepflicht zu 
entbinden.

Sollten Sie zum Zeitpunkt der Erstel-
lung Ihrer Patientenverfügung an ei-
ner schweren Krankheit leiden, emp-
fiehlt es sich, die Patientenverfügung 
der konkreten Krankheitssituation 
anzupassen.

In diesem Falle sollten Sie vorher ein 
Gespräch mit dem behandelnden 
Arzt führen.

Dieser kennt am besten Ihre persön-
liche Krankheitsgeschichte, den mög-
lichen Krankheitsverlauf, eventuell 
mögliche Komplikationen und Be-
handlungsrisiken.

Im gemeinsamen Gespräch mit Ihrem 
Arzt können daher Ihre persönlichen 
Behandlungswünsche ganz spezifisch 
in Ihrer Patientenverfügung festge-
halten werden.

Hinweis:

Es ist nicht unbedingt erforderlich, je-
doch empfehlenswert, wenn Sie ihre 
Patientenverfügung in bestimmten 
Zeitabständen (z.  B.  alle ein bis zwei 
Jahre) erneuern oder zumindest mit 
Ihrer Unterschrift bestätigen.

Dadurch vermeiden Sie etwaige 
Zweifel, dass sich Ihre Meinung zwi-
schenzeitlich geändert hat und kön-
nen auch selbst kontrollieren, ob Ihre 
Festlegungen noch Bestand haben 
oder angepasst werden müssen.

Tragen Sie eine Kopie Ihrer Patienten-
verfügung immer bei sich oder zu-
mindest einen eindeutigen Hinweis, 
wo Ihre Patientenverfügung hinter-
legt ist.

Eine entsprechende Hinweiskarte fin-
den Sie auf der Umschlaginnenseite 
am Ende dieser Broschüre. Diese kön-
nen Sie ausfüllen, ausschneiden und 
mit Ihren Ausweispapieren bei sich 
tragen.

Beispiele und Formulierungshilfen 
für eine Patientenverfügung finden 
Sie am Ende dieser Broschüre.  Lesen 
Sie hierzu die Erläuterungen im Ab-
schnitt VI, Seite 25.

4.	 Wie wird meine Patientenverfü-
gung umgesetzt?

Haben Sie Ihre Patientenverfügung 
nach den hier gegebenen Empfeh-
lungen verfasst, ist diese also hin-
reichend konkret und trifft auf die 
aktuelle Lebens- und Behandlungssi-
tuation zu, gilt sie unmittelbar und ist 
dementsprechend verbindlich.
Andernfalls - d. h. wenn Zweifel ver-
bleiben - hat Ihr Bevollmächtigter 
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oder Betreuer Ihre Behandlungswün-
sche oder Ihren mutmaßlichen Willen 
festzustellen und auf dieser Grundla-
ge über die ärztliche Behandlung zu 
entscheiden.

Diese Entscheidung bedarf dann der 
Genehmigung des Betreuungsge-
richts, wenn 

•	 die Behandlung medizinisch an-
gezeigt ist, 

•	 die begründete Gefahr besteht, 
dass Sie auf Grund des Unterblei-
bens oder Abbruchs der Maßnah-
me sterben oder einen schweren 
und länger dauernden gesund-
heitlichen Schaden erleiden und

•	 zwischen Ihrem Bevollmächtigten 
oder Betreuer und dem behandeln-
den Arzt kein Einvernehmen dar-
über besteht, dass die Entschei-
dung Ihrem Willen entspricht.

V.  Das  Ehrenamt in  der  Betreuung

Für den Fall, dass die Anordnung ei-
ner Betreuung erforderlich sein sollte, 
bestellt das Gericht einen Betreuer. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers 
soll das Gericht einen ehrenamtlich 
tätigen Betreuer bestellen.

Nur wenn keine andere geeignete 
Person bereit ist, die Betreuung zu 
übernehmen, soll das Gericht einen 
sog. Berufsbetreuer bestellen.

Ein Berufsbetreuer ist eine Person, 
die Betreuungen im Rahmen ihrer 
Berufsausübung führt.  In der Ver-
gangenheit hat zwar die Anzahl der 
beruflich geführten Betreuungen zu-
genommen, dennoch werden viele 
Betreuungen ehrenamtlich geführt.

Meist geschieht das durch einen Fa-
milienangehörigen oder eine andere, 

dem Betroffenen nahe stehende Per-
son.

In nicht wenigen Fällen haben die Be-
troffenen jedoch keine Angehörigen 
oder Freunde, die die Betreuung eh-
renamtlich übernehmen wollen. 

Dann müssen Betreuungsvereine und 
Betreuungsbehörden nach Menschen 
suchen, die bereit sind, eine solche 
Aufgabe zu übernehmen und sich um 
den behinderten oder kranken Men-
schen zu kümmern.

In Sachsen-Anhalt gibt es leider nicht 
genug Menschen, die bereit sind, sich 
dieser verantwortungsvollen Aufga-
be zu stellen.  Viele vergessen allzu 
leicht, dass sie vielleicht einmal selbst 
auf die Hilfe anderer Menschen ange-
wiesen sein könnten.
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Viele Menschen haben aber auch eine 
falsche Vorstellung von den Aufgaben 
eines ehrenamtlichen Betreuers.

1.	 Was muss ein ehrenamtlicher Be-
treuer können?

Viele glauben, die Übernahme einer 
ehrenamtlichen Betreuung sei mit 
einer pflegerischen Tätigkeit verbun-
den. Das ist nicht der Fall!

Wenn der Betroffene wegen seiner 
Krankheit oder Behinderung der Pfle-
ge bedarf, so wird diese Aufgabe von 
ambulanten Pflegediensten oder der 
Pflege im Heim oder Krankenhaus 
übernommen.

Aufgabe eines ehrenamtlichen Be-
treuers kann es aber sein, eine solche 
Pflege für den Betroffenen zu organi-
sieren.

Dazu bedarf es keiner besonderen 
Fachkenntnisse.  Meist reichen Le-
benserfahrung, Einfühlungsvermö-
gen und die Bereitschaft, sich neues 
Wissen anzueignen aus, um ehren-
amtlicher Betreuer zu werden.

Mit wenig Zeit kann einem Menschen 
persönliche Begleitung und Unter-
stützung gegeben werden.  Für den 
Betreuer kann dies eine lebensberei-
chernde Herausforderung sein, der 
Betreute ist dankbar für die Aufmerk-
samkeit.

2.	 Wie werden ehrenamtliche Be-
treuer beraten?

Niemand wird mit seinen Fragen und 
Problemen, die bei Übernahme einer 
Betreuung evtl. auftreten, alleine ge-
lassen.

In Sachsen-Anhalt gibt es über 20 
Betreuungsvereine, die sich um eh-
renamtliche Betreuer kümmern.  Sie 
beraten, führen in das Tätigkeitsfeld 
ein, bieten Weiterbildung sowie ei-
nen regelmäßigen Erfahrungsaus-
tausch an.

Zusammen mit den Ehrenamtlichen 
ermitteln die Vereine, welche zu be-
treuende Person für den ehrenamt-
lichen Betreuer die geeignete ist und 
stellen einen ersten persönlichen 
Kontakt her.

Aber auch die Betreuungsgerichte 
und Betreuungsbehörden helfen und 
beraten.

Jeder Betreuer erhält eine jährliche 
Aufwandsentschädigung von 323 
Euro für seine Auslagen.

3.	 Wie werde ich ehrenamtlicher Be-
treuer?

Melden Sie sich einfach bei einem der 
vielen Betreuungsvereine oder auch 
Betreuungsbehörden.

V. DAS EHRENAMT IN DER BETREUUNG 
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VI .  Muster ver fügungen

1.	 Allgemeines

In dieser Broschüre finden Sie einige 
Formulierungsbeispiele und Muster, 
die es Ihnen ermöglichen sollen, Ihre 
persönliche 

•	 Vorsorgevollmacht,
•	 Betreuungsverfügung und/ oder 
•	 Patientenverfügung

nach Ihren individuellen Bedürfnis-
sen zu gestalten.

Beachten Sie bitte, dass die Muster im 
Hinblick auf die Vielzahl der jeweiligen 
Möglichkeiten nicht abschließend sind.

Sie können selbstverständlich weitere 
Regelungen treffen und zusätzlich in die 
jeweilige Erklärung aufnehmen.  Was 
Sie in einer konkreten Situation wün-
schen, entscheiden allein Sie selbst!

Sprechen Sie sich vorher mit den 
durch Ihre Bestimmungen betrof-
fenen Beteiligten ab. 
Hierzu zählt insbesondere der von Ih-
nen benannte Bevollmächtigte / Be-
treuer aber auch Ihr Arzt.

Bei bestimmten Regelungen (z.  B. 
im Zusammenhang mit Ihren Bank-
geschäften) sprechen Sie auch mit         
Ihrem Kreditinstitut.

Bei Zweifeln oder Unsicherheiten 
sollten Sie unbedingt den Rat eines 
Rechtsanwaltes oder Notars einholen.

2.	 Zur Vorsorgevollmacht / Betreu-
ungsverfügung

Muster für eine Vorsorgevollmacht 
und Betreuungsverfügung finden 
sich zum Ausheften im Mittelteil des 
Heftes. 

Zur Erstellung einer wirksamen Voll-
macht genügt es grundsätzlich, wenn 
Sie die Formulare unter Berücksichti-
gung der in diesem Heft gegebenen 
Ratschläge gewissenhaft ausfüllen 
und unterschreiben.

Wollen Sie in die vorgesehenen Leer-
zeilen nichts eintragen, so sollten Sie 
diese mit Füllstrichen versehen, um 
den Vorwurf möglicher nachträg-
licher Veränderung zu entkräften.

Sind Möglichkeiten vorgegeben, die 
mit „Ja“ oder „Nein“ zu beantworten 
sind, achten Sie darauf, nur ein Käst-
chen anzukreuzen.

Lassen Sie etwa eine Zeile unangekreuzt 
oder füllen versehentlich beide Kästchen 
aus, ist die Vollmacht bzw. Verfügung in 
diesem Punkt unvollständig bzw. wider-
sprüchlich und damit ungültig!
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Wollen Sie jeden Zweifel vermeiden, 
können Sie die einzelnen Kästchen 
nicht nur mit einem Kreuz, sondern mit 
Ihrem Namenskürzel kennzeichnen 
und jeden einzelnen Aufgabenbereich 
der Vollmacht mit ihrer Unterschrift 
versehen.  In der Musterverfügung ist 
diese Unterschriftsmöglichkeit exem-
plarisch für die wichtigsten Bereiche 
bereits vorgegeben.

Dennoch kann die Verwendung von 
Formularen, die zur Gültigkeit lediglich 
angekreuzt werden müssen, unter Um-
ständen problematisch sein. So können 
im Einzelfall Zweifel auftreten, wer eine 
entsprechende Anmerkung angekreuzt 
hat.

Vorzuziehen ist daher immer eine voll-
ständig eigenhändig verfasste Erklä-
rung, für welche Sie die Muster als For-
mulierungshilfen verwenden können. 

Die Unterschrift des Bevollmächtigten 
ist zwar keine Voraussetzung dafür, 
dass die Vollmacht wirksam ist.  Mit 
der Unterschrift dokumentiert der Be-
vollmächtigte jedoch auch nach außen 
erkennbar, dass er zur Übernahme der 
Aufgabe bereit ist.

3.	 Zur Patientenverfügung

Eine Patientenverfügung beinhaltet 
ganz persönliche, individuelle Vor-

stellungen und besitzt eine erhebliche 
Tragweite. Deshalb und aus den Grün-
den des vorangehenden Abschnitts 
wurde von der Verwendung eines all-
gemeingültigen, lediglich mit Kreuzen 
zu versehenden Musters abgesehen.

Eine Patientenverfügung sollten Sie in 
jedem Fall selbst verfassen.  Auf den 
nächsten Seiten finden Sie jedoch ei-
nen Formulierungsvorschlag, den Sie 
als Hilfe verwenden und Ihren Vorstel-
lungen entsprechend anpassen kön-
nen.

Wenn Sie einen konkreten Sachverhalt 
anders als im Formulierungsvorschlag 
regeln wollen, müssen Sie die empfoh-
lene Formulierung entsprechend än-
dern („darf“ in: „darf nicht“; „wünsche 
ich“ in: „wünsche ich nicht“ usw.).

Die konkreten Formulierungsvorschlä-
ge stellen beispielhaft mögliche Rege-
lungen dar. Sie sind nicht abschließend 
und enthalten insbesondere keine 
Wertung, dass ein bestimmter Rege-
lungsinhalt besonders gut, sinnvoll 
oder moralisch ist.

Die erörterte Darlegung der eigenen 
Lebensperspektiven und Wertevorstel-
lungen ist letztlich so individuell, dass 
von einer beispielhaften Erörterung 
gänzlich abgesehen worden ist.  Hier 
sind Sie gefordert!

VI.  MUSTERVERFÜGUNGEN
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Patientenverfügung

Für den Fall, dass ich,

Maria Muster, geb. am 11. Nov. 
1960, wohnhaft in 11111 Ortshau-
sen, Beispielstr. 11, Tel.: (01111) 
11 11

meinen Willen nicht mehr bilden 
oder verständlich äußern kann, 
bestimme ich Folgendes:

1.	 Diese Verfügung gilt für die 
nachfolgend beschriebenen 
Situationen:

•	 Wenn ich mich aller Wahr-
scheinlichkeit nach unabwend-
bar im unmittelbaren Sterbe-
prozess befinde.

•	 Wenn ich mich im Endstadium 
einer unheilbaren, tödlich ver-
laufenden Krankheit befinde, 
selbst wenn der Todeszeitpunkt 
noch nicht absehbar ist.

•	 Wenn infolge einer Gehirn-
schädigung meine Fähigkeit, 
Einsichten zu gewinnen, Ent-
scheidungen zu treffen und mit 
anderen Menschen in Kontakt 
zu treten, nach Einschätzung 
zweier erfahrener Ärzte aller 
Wahrscheinlichkeit nach un-
wiederbringlich erloschen ist, 

selbst wenn der Tod noch nicht           
absehbar ist. Dies gilt für di-
rekte Gehirnschädigung z. B. 
nach Unfall, Schlaganfall, 
Entzündung oder fortgeschrit-
tenem Hirnabbauprozess (z. B. 
bei Demenz) ebenso wie für in-
direkte Gehirnschädigung z. B. 
nach Wiederbelebung, Schock 
oder Lungenversagen.

•	 Wenn ich infolge eines weit 
fortgeschrittenen Hirnabbau-
prozesses (z. B. bei Demenz) 
auch mit ausdauernder Hilfe-
stellung nicht mehr in der Lage 
bin, Nahrung und Flüssigkeit 
auf natürliche Weise zu mir zu 
nehmen.

Vergleichbare, hier nicht ausdrück-
lich erwähnte Krankheitszustände 
sollen entsprechend beurteilt wer-
den.

2.	 In allen unter Punkt 1. beschrie-
benen Situationen verlange 
ich:

•	 die Unterlassung lebensverlän-
gernder oder lebenserhaltender 
Maßnahmen, die nur den To-
deseintritt verzögern und da-
durch mögliches Leiden unnö-
tig verlängern würden.
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•	 keine Wiederbelebungsmaß-
nahmen.

•	 keine künstliche Ernährung 
(weder über eine Magensonde 
durch den Mund, die Nase oder 
die Bauchdecke noch über Ve-
nen).

•	 verminderte Flüssigkeitsabga-
be nach ärztlichem Ermessen.

•	 dass keine künstliche Beat-
mung durchgeführt bzw. eine 
schon eingeleitete Beatmung 
eingestellt wird, unter der Vor-
aussetzung, dass ich Medika-
mente zur Linderung der Luft-
not erhalte. Die Möglichkeit 
einer Bewusstseinsdämpfung 
oder einer ungewollten Verkür-
zung meiner Lebenszeit durch 
diese Medikamente nehme ich 
in Kauf.

•	 dass keine Dialyse (künstliche 
Blutwäsche) durchgeführt bzw. 
eine schon eingeleitete Dialyse 
eingestellt wird. 

•	 lindernde pflegerische Maßnah-
men, insbesondere Mundpflege 
zur Vermeidung des Durstge-
fühls sowie lindernde ärztliche 
Maßnahmen, im speziellen 
Medikamente zur wirksamen 
Bekämpfung von Schmerzen, 
Luftnot, Angst, Unruhe, Erbre-

chen und anderen Krankheits-
erscheinungen. Die Möglich-
keit einer Verkürzung meiner        
Lebenszeit durch diese Maß-
nahmen nehme ich in Kauf.

3. Für andere Situationen erwar-
te ich ärztlichen und pflege-
rischen Beistand unter Aus-
schöpfung aller angemessenen 
medizinischen Möglichkeiten.

4.	 Im Falle meines nahenden 
Todes wünsche ich:

•	 wenn irgend möglich zu Hause 
bzw. in vertrauter Umgebung 
zu sterben.

•	 eine Begleitung durch den Hos-
pizdienst.

Zur Umsetzung meines in dieser 
Verfügung niedergelegten Willens 
bevollmächtige ich nachfolgend  
benannte Person, mit der ich den 
Inhalt dieser Verfügung bespro-
chen habe.

Bevollmächtigte ist:
Helen Helfer, geb. am 12. Dez. 
1962, wohnhaft in 11111 Ortshau-
sen, Beispielstr. 13, Tel.: (01111) 
12 12.

Die genannte Person ist zugleich 
als Bevollmächtigte in einer Vor-
sorgevollmacht benannt, die ich 

VI.  MUSTERVERFÜGUNGEN
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neben dieser Patientenverfügung 
verfasst habe.

Ich habe zusätzlich zur Patienten-
verfügung eine Betreuungsverfü-
gung erstellt und den Inhalt dieser 
Patientenverfügung mit meiner 
Betreuungsperson besprochen.

Betreuerin ist:
Helen Helfer, geb. am 12. Dez. 
1962, wohnhaft in 11111 Ortshau-
sen, Beispielstr. 13, Tel.: (01111) 
12 12.

Sofern dieser Patientenverfü-
gung Erläuterungen zu meinen 
Wertvorstellungen, u. a. meiner 
Bereitschaft zur Organspende 
(„Organspendeausweis“), meinen 
Vorstellungen zur Wiederbelebung 
(z. B. bei akutem Herzstillstand) 
oder Angaben zu bestehenden 
Krankheiten beigefügt sind, sol-
len sie als erklärender Bestand-
teil dieser Verfügung angesehen     
werden. 

Hinweis: Die Darlegung bzw. Erläute-
rung Ihrer eigenen Lebensperspekti-
ven ist so individuell, dass von einer 
beispielhaften Erörterung abgesehen 
worden ist. Hier sind Sie gefordert.

Ich unterschreibe diese Verfügung 
nach sorgfältiger Überlegung, in 
Kenntnis über die medizinische 

Situation, die rechtliche Bedeu-
tung und als Ausdruck meines 
Selbstbestimmungsrechtes.

Darum wünsche ich nicht, dass 
mir in der akuten Situation eine 
Änderung meines hiermit bekun-
deten Willens unterstellt wird, so-
lange ich diesen nicht ausdrück-
lich (schriftlich oder nachweislich 
mündlich) widerrufen habe.

Wenn aber die behandelnden Ärzte 
oder meine Bevollmächtigte auf-
grund meiner Gesten, Blicke oder 
anderen Äußerungen die Auffas-
sung vertreten, dass ich entgegen 
den Festlegungen in dieser Pati-
entenverfügung doch behandelt 
werden möchte, dann ist zu ermit-
teln, ob die Festlegungen meiner 
Patientenverfügung noch meinem   
aktuellen Willen entsprechen.

Ich gebe diese Erklärung frei und 
ohne Zwang, im Vollbesitz meiner 
geistigen Kräfte ab. 

Ich habe den Inhalt dieser Patien-
tenverfügung mit dem folgenden 
Arzt meines Vertrauens bespro-
chen. Sollten Probleme auftreten, 
die Entscheidungen über das wei-
tere Vorgehen erfordern, verlange       
ich, dass die verantwortlichen 
Ärzte sich mit diesem Arzt in Ver-
bindung setzen.
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Arzt meines Vertrauens ist:
Dr. Max Mustermann, wohnhaft in 
11111 Ortshausen, Beispielstr. 22, 
Tel.: (01111) 22 22, Fax: (01111) 
22 23

Ortshausen, 11.1.2007

Maria Muster

Hinweis: Um zu zeigen, dass Sie sich 
über die grundlegenden medizi-
nischen Sachverhalte und Fachfra-
gen informiert haben und sich bei 
Ihrer Erklärung in geschäftsfähigem 
Zustand befanden, können Sie sich 
dieses durch Ihren Arzt bestätigen las-
sen. Die Erklärung des behandelnden 
Arztes könnte dann wie folgt lauten:

Mit meiner nachfolgenden Unter-
schrift bestätige ich, dass ich von 
dieser Patientenverfügung Kenntnis 
erlangt habe. Meine Patientin ist bei 
der Abfassung dieser Patientenverfü-
gung aus medizinischer (hausärzt-
licher) Sicht in der Willensbildung 
nicht beeinträchtigt gewesen.

Ortshausen, 11.1.2007

Dr. Max Mustermann

Hinweis: Denken Sie daran, Ihre Pati-
entenverfügung alle ein bis zwei Jah-
re zu überprüfen und dieses schrift-
lich festzuhalten. Ein entsprechender 
Vermerk könnte wie folgt lauten:

Ich bestätige durch erneute Unter-
schrift, dass diese Verfügung nach 
wie vor meinem Willen entspricht:

Ortshausen, 17.7.2008

Maria Muster
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Wenn Sie weitere Hilfe und Unter-
stützung benötigen, können Sie sich 
u.  a.  an folgende Stellen in Sachsen-
Anhalt wenden:

•	 Überörtliche Betreuungsbehörde 
Ministerium für Gesundheit und 
Soziales des Landes Sachsen-An-
halt, Turmschanzenstr.  25, 39114 
Magdeburg.

	 Diese Stelle ist insbesondere zu-
ständig für die Anerkennung und 
Förderung von Betreuungsverei-
nen. Internet: 

	 www.ms.sachsen-anhalt.de

•	 Örtliche Betreuungsbehörden    	
Auskünfte erteilt Ihre kreisfreie 
Stadt bzw. Ihr Landkreis.  Informa-
tionen zu kommunalen Strukturen 
erhalten Sie auch im Landesportal 
unter: www.sachsen-anhalt.de

•	 Betreuungsvereine
	 Über Angebote von Betreuungs-
vereinen informiert Sie die zustän-
dige örtliche Betreuungsbehörde. 

	 Informationen erhalten Sie auch 
über die Landesarbeitsgemein-
schaft Betreuungsvereine Sach-
sen-Anhalt. Internet: 

	 www.lag-betreuungsvereine.de

•	 Betreuungsgerichte
	 Auskünfte erteilt Ihr Amtsgericht. 
Informationen erhalten Sie im 
Landesportal unter: www.justiz.
sachsen-anhalt.de oder auf der 
Homepage des Justizministeriums 
unter: www.mj.sachsen-anhalt.de

•	 Rechtsanwälte
	 Auskünfte zu Rechtsanwälten er-
teilt die Rechtsanwaltskammer 
des Landes Sachsen-Anhalt in 
Magdeburg. Internet: 

	 www.rak-sachsen-anhalt.de

•	 Notare
	 Auskünfte zu Notaren erteilt die 
Notarkammer Sachsen-Anhalt in 
Magdeburg. Internet: 

	 www.notarkammer-sachsen-anhalt.de

VII .  Kontakt
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HINWEISKARTE

Für den Fall, dass ich meinen Willen nicht mehr    
bilden oder verständlich äußern kann, habe ich,

(Vorname, Name)

(Geburtsdatum)

(PLZ, Ort)

(Straße, Hausnummer)

- eine Vorsorgevollmacht (*)
- eine Betreuungsverfügung (*)
- eine Patientenverfügung (*)

erstellt.

Tritt dieser Fall ein, bitte ich, umgehend mit der

- von mir bevollmächtigten Person     (*)
- als Betreuer benannten Person     (*)
- Ärztin /dem Arzt meines Vertrauens     (*) 

Kontakt aufzunehmen.
		  (* Bitte Nichtzutreffendes streichen)

    Name	 Telefon

(Anschrift)

    Name	 Telefon

(Anschrift)

    Name	 Telefon

(Anschrift)

1

3

2

1

2

3 

✁

✁

Hinweiskar te
(zum Ausschneiden)
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